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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Beziehungen zu internationalen Organisationen

Franz Grüter (svp, LU) verlangte im September 2020 mittels einer Motion die zwingende
Entscheidungshoheit des Parlaments für Entscheidungen betreffend Kapitel VII der
UNO-Charta für den Zeitraum, in dem die Schweiz einen Sitz im UNO-Sicherheitsrat
innehat. Die in Kapitel VII enthaltenen Massnahmen gehörten zu den einschneidensten
der internationalen Politik und könnten über Leben oder Tod entscheiden sowie die
wirtschaftliche Entwicklung eines Landes bestimmen, argumentierte Grüter. Da sich die
Schweiz in der Verfassung zur Wahrung ihrer Neutralität verpflichtet habe, müsse dem
Parlament die Deutungshoheit über die Konsequenzen der Massnahmen in Kapitel VII
überlassen werden, meinte er. Kapitel VII mit dem Titel «Massnahmen bei Bedrohung
oder Bruch des Friedens und bei Angriffshandlungen» der UNO-Charta regelt das
Vorgehen bei wirtschaftlichen und militärischen Zwangsmassnahmen gegen Staaten. 
Der Bundesrat erklärte in seiner Stellungnahme, dass er der APK-SR in Erfüllung eines
ihrer Postulate (Po. 19.3967) aufgezeigt habe, wie das Parlament beim Einsitz der
Schweiz im Sicherheitsrat eingebunden werden könne. Zudem habe er in Erfüllung
eines Postulats der APK-NR (Po. 13.3005) dargelegt, dass die Schweizer Neutralität mit
dem Sitz im UNO-Sicherheitsrat vereinbar sei. Für den unvorhergesehenen Fall, dass
der Sicherheitsrat militärische Durchsetzungsmassnahmen oder neue Sanktionsregime
beschliessen sollte, würde der Bundesrat die Präsidien der aussenpolitischen
Kommissionen konsultieren. Eine Konsultation der gesamten Kommission oder gar der
ganzen Bundesversammlung sei nicht praktikabel, weil Entscheide zum
Abstimmungsverhalten in diesen Situationen rasch zu fällen seien. Sollten sich Kapitel
VII-Massnahmen im Voraus ankündigen, würde das EDA diese im Rahmen des regulären
Austausches mit den APK thematisieren. Der Bundesrat beantragte daher die
Ablehnung der Motion.
In der Frühjahrssession 2022 wiederholte Aussenminister Cassis die Standpunkte des
Bundesrats und erklärte, dass der Ukraine-Konflikt ein solcher Fall sei, in dem die APK
an jeder Sitzung über die Diskussion im Sicherheitsrat informiert würden. Die
Volkskammer lehnte die Motion in der Folge mit 137 zu 53 Stimmen (bei 1 Enthaltung) ab.
Nur die SVP-Fraktion unterstützte den Vorstoss. 1

MOTION
DATUM: 10.03.2022
AMANDO AMMANN

1) AB NR, 2022, S. 337 f.; Mo. 20.4137
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